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nde dieses Jahres läuft in Öster-
reich die sogenannte 15a-Verein-
barung aus. Mit dem zwischen 
Bund und Ländern geschlossenen 
Staatsvertrag wurde im Jahr 2010 
die Mindestsicherung bundes-
weit eingeführt. Aktuell wird 

über eine neue Vereinbarung verhandelt, und 
viele oft ungewöhnlich scharfe Statements zeigen, 
wie schwierig es offenbar ist, neuerlich einen 
Kompromiss dafür zu finden, wie man als Staat 
Armut richtig bekämpft. Denn anders als es sich 
aus den vielen Wortmeldungen vermuten lässt, 
kann es bei der Mindestsicherung niemals ein 
richtiges, sondern immer nur ein möglichst aus-
balanciertes System geben. Weil es sich dabei um 
eine hochkomplexe Optimierungsaufgabe zwi-
schen einander widersprechenden Interessen han-
delt – eine selbst in der höheren linearen Mathe-
matik keineswegs triviale Aufgabe. 

Erklärtes Ziel der bedarfsorientierten Mindest-
sicherung ist natürlich die Armutsbekämpfung. 
Nur steht dieses Ziel zu drei weiteren Interessen in 
einem klaren Widerspruch. 

Zum Ersten gilt es – und das hört man heute 
auch meist als Erstes – die Arbeitsanreize bei den 
Leistungsbeziehern zu erhalten. Mit diesem 
»Lohnabstandsgebot«, wie es das deutsche Sozial
gesetzbuch formuliert, will man nicht nur Kosten 
sparen, sondern in Verbindung mit aktiver Ar-
beitsmarktpolitik letztlich auch Armut wirksamer 
bekämpfen. Denn es geht nicht nur darum, den 
Menschen Geld zu geben, sondern auch darum, 
ihnen den Weg zur Selbsterhaltungsfähigkeit und 
-willigkeit zu zeigen. Falsche »Großzügigkeit« 
kann hier durchaus Arbeitslosigkeit verlängern. 

Das zweite jeder staatlichen Transferleistung 
entgegenstehende Interesse ist natürlich die Scho-
nung der öffentlichen Finanzen. Zwar hat zuletzt 
die grüne Abgeordnete Judith Schwentner in ei-
nem Gastkommentar in der Tageszeitung Die 
Presse darauf hingewiesen, dass die Mindestsiche-
rung im Jahr 2014 nur 0,77 Prozent aller Sozial-
ausgaben kostete und damit wohl das österreichi-
sche Budget nicht wirklich überfordern würde. 
Doch berücksichtigt diese Betrachtungsweise 
nicht die tatsächliche Aufbringung der Mittel: 
Österreichs Gemeinden tragen nämlich über ihre 
Sozialhilfeverbände je nach Bundesland zwischen 
35 und 50 Prozent der Mindestsicherungskosten 
selbst. Und dies bedeutet, dass einzelne Gemeinde
budgets durch immer mehr Asylberechtigte ak-
tuell durchaus stark belastet werden.

Das dritte der Armutsbekämpfung gegenläu-
fige Interesse ist die Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Solidarität. Während etwa in der Arbeits-
losenversicherung alle Beitragszahler nicht nur 
darauf vertrauen können, selbst im Versiche-

rungsfall Leistungen beziehen zu können, wird 
die Akzeptanz des Systems auch dadurch herge-
stellt, dass man weiß, dass andere Menschen Leis-
tungen nur dann bekommen, wenn sie zuvor 
auch selbst Beiträge gezahlt haben. 

Bei den Fürsorgeleistungen wie zum Beispiel 
der Mindestsicherung gilt das jedoch gerade 
nicht. Leistungsbezieher haben eben keine oder 
keine ausreichenden Versicherungsbeiträge ge-
zahlt. Die Finanzierung erfolgt hier durch Steuer-
mittel und verlangt von den Steuerzahlern zur 
Akzeptanz so etwas wie Mitmenschlichkeit mit 
jenen, die sich in einer Notlage befinden. Der 
Grad dieser Solidarität ist von Staat zu Staat un-
terschiedlich und auch in Österreich alles andere 
als konstant. Und so werden gerade in Bezug auf 
die vielen geflüchteten Menschen nun immer 
mehr kritische Stimmen laut. 

Dabei werden Neid und Unverständnis mit 
dem Argument gepaart, dass »diese Fremden ja 
nie in unser System eingezahlt haben«. In Ober-
österreich soll nun die auch rechtlich stark kriti-
sierte Ungleichbehandlung der Geflüchteten die-
sen Gefühlen offenbar gerecht werden.

Das optimale System der Mindestsicherung 
kann man sich daher am besten wie einen Tisch 
mit vier Beinen vorstellen. Jedes dieser Beine ist 
im Idealfall gleich lang und stellt eines der Ziele 
– dar: Armutsbekämpfung, Arbeitsanreiz, Finan-
zierbarkeit und Akzeptanz durch die anderen. 
Ändern sich jedoch irgendwie die Rahmenbedin-
gungen und dadurch die Länge eines der Beine, so 
fängt der Tisch und damit das ganze System zu 
wackeln an.

Bisher wurde die öffentliche Diskussion meist 
recht oberflächlich geführt. Dabei wurden viele Bei-
spiele von verschiedenen Seiten auf den Tisch gelegt: 
dass die Arbeitsanreizwirkung in Bezug auf die am 
Markt erzielbaren Löhne für diesen oder jenen nicht 
mehr gegeben wäre, dass von diesem oder jenem 
Betrag nicht menschenwürdig zu leben sei und 
vieles Für und Wider mehr. Vereinfacht lässt sich 
sagen, dass alle mit ihren Argumenten recht hatten. 
Aber alle argumentierten eben immer nur aus einer 
Ecke, entlang eines der vier Tischbeine und hielten 
sich an diesem Bein fest. 

Komplizierte Themen einfach erklären zu 
können ist eine wichtige politische Stärke. Vor der 
Annahme, solche auch einfach und undifferen-
ziert lösen zu können, muss jedoch gewarnt wer-
den. Denn selbst im besten System wird es immer 
Menschen geben, die es unberechtigt ausnützen, 
es wird gleichzeitig Armut von Arbeitswilligen 
geben und Missbrauch durch Arbeitsunwillige. Es 
wird zu geringe Solidarität da und zu hohe Kosten 
dort geben. 

Aber die Aufgabe der Politik ist es, durch Ver-
handlungen zwischen den »Argumenten der vier 

Tischbeine« jene optimale Lösung zu finden, die 
den Tisch dann für möglichst viele gerade und 
sicher stehen lässt.

Was braucht es nun aus meiner Sicht konkret 
– neben der Festlegung der Mindestsicherungs-
höhen – noch?

Bessere Daten und endlich mehr Transparenz 

Noch immer sind die Datenlage und offenbar 
auch die technischen Möglichkeiten mehrerer 
Bundesländer beschämend, geschweige denn, 
dass aufgrund höchst unterschiedlicher Erfassung 
bundesweit alle Daten vernünftig aggregiert wer-
den können. 

So sind zum Beispiel Daten über Sanktionen 
ebenso wie detaillierte Auswertungen nach diver-
sen Personenmerkmalen kaum erhältlich. Doch 
gerade im Hinblick auf die Schaffung von Akzep-
tanz ist Transparenz unumgänglich. 

Beseitigung von Inaktivitätsfallen beziehungs-
weise leistungsfeindlichen Anreizen

Insbesondere bei Familien sind die gegenwärtigen 
Mindestsicherungssätze in Relation zu den am 
Markt erzielbaren Einkommen hoch, oft sogar zu 
hoch. Das ist eine logische Folge davon, dass man 
bei praktisch keinem Job in unserem Land einen 
höheren Lohn bekommt, wenn man Partner und 
Kinder hat. Durch das Bedarfsgemeinschaftsprin-
zip ist das bei der Mindestsicherung zur Armuts-
vermeidung aber sinnvollerweise der Fall. Kinder-
reiche Familien erreichen damit relativ rasch ein 
Leistungsniveau, mit dem es zwar oft immer noch 
sehr schwer ist zu leben, das aber am Markt von 
Niedrigqualifizierten kaum erzielt werden kann. 

Verbunden mit den strengen Anrechnungs
bestimmungen, die bei zusätzlichem Einkommen 
in der Regel nur einen kleinen Freibetrag erlau-
ben, lohnt sich Arbeiten dann finanziell zu wenig. 
So ergab schon im Herbst 2012 eine Evaluierung 
der L&R Sozialforschung, dass dem »Freibetrag 
keine positive Wirkung auf die Arbeitsmarkt
integration zugesprochen werden kann«.

Wie von mir schon mehrfach vorgeschlagen, 
braucht es also eine deutliche Erhöhung dieser Frei-
beträge – allerdings nicht wie bisher über Fixbeträge, 
sondern durch eine nur teilweise Anrechnung des 
Verdienstes bei Arbeitsaufnahme, zumindest für 
einen befristeten Zeitraum. Niederösterreich hat sich 
bereits für solch ein Modell entschieden, allerdings 
sollte man auch hier noch mutiger agieren und die 
sogenannte Obergrenze, also den Maximalbetrag aus 
Mindestsicherung plus Einkommen, deutlich höher 
ansetzen oder sogar zur Gänze abschaffen. 

Ein weiteres sehr ähnliches, jedoch kaum dis-
kutiertes Problem betrifft die noch größere Grup-
pe der beschäftigten Mindestsicherungsbezieher, 
bei denen ein zu niedriges Erwerbseinkommen 

aufgestockt wird. Wenn wir da etwa an eine al-
leinerziehende Mutter mit einem Kind denken: 
Nehmen wir an, diese Frau arbeitet – bedingt 
durch die Kinderbetreuungspflicht – Teilzeit und 
verdient netto 650 Euro pro Monat. Zusammen 
mit dem Aufstockungsbetrag der Mindestsiche-
rung kommt sie auf monatlich rund 1000 Euro. 
Welches Interesse soll diese Frau daran haben, 
dann, wenn das Kind größer wird oder sich die 
Kinderbetreuungssituation verbessern ließe, län-
ger pro Woche zu arbeiten? Warum sollte sie 
Überstunden machen? Bis zu einem Einkommen 
1000 Euro wird ihr jeder weitere Euro wegen der 
geltenden Anrechnung sofort wieder weggenom-
men – ein in meinen Augen gutes Beispiel für die 
Erziehung zur Leistungsfeindlichkeit. Auch hier 
brauchte es bei einem Mehrverdienst eine geän-
derte Anrechnungsweise. 

Ein aktueller Problemfall bringt mich zu mei-
nem dritten und im Hinblick auf die politische 
Realität wohl schwierigsten Wunsch: 

Schaffung einer möglichst österreichweit ein-
heitlichen Regelung

Dem AMS Wien ist es mit viel Mühe und dem 
Engagement eines bedeutenden Technologie
unternehmens gelungen, 13 arbeitslosen, unbe-
gleiteten geflüchteten Jugendlichen Lehrstellen in 
Kärnten zu vermitteln. Die große Freude darüber 
wurde jedoch rasch getrübt, weil es nach gelten-
der Rechtslage in Kärnten keine Mindestsiche-
rung für Lehrlinge gibt. Das bedeutet, dass die 
Jugendlichen bei Annahme der Lehrstellen und 
Übersiedlung nach Kärnten statt derzeit 837 
Euro Mindestsicherung in Wien nur mehr die 
deutlich niedrigere Lehrlingsentschädigung in 
Kärnten erhalten. 

Noch sind wir zuversichtlich, diesen offen-
sichtlich sinnwidrigen Einzelfall mithilfe der be-
troffenen Behörden lösen zu können. Dennoch 
macht dieses Beispiel deutlich, dass gerade in 
Hinblick auf die Wiedereingliederung arbeitsloser 
Mindestsicherungsbezieher die Chancen von 
überregionaler Vermittlung nicht durch unter-
schiedliche Regelungen in den Bundesländern 
vermindert werden dürfen.

Abschließend noch ein Wunsch: Mögen dieje-
nigen, die derzeit und demnächst in Sachen Min-
destsicherung miteinander verhandeln, sich um 
alle vier Beine des Tisches kümmern, eines Tisches, 
der für alle einigermaßen fest und sicher steht. 
Und mögen sie bitte nur einen einzigen, gemein-
samen Tisch für alle in Österreich machen. Bitte 
nur einen, nicht gleich neun.

Der Autor ist Vorstand des Arbeitsmarktservice.  
Der Text gibt ausschließlich seine persönliche  
Meinung wieder
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Schon als Kind verbrachte ich viele Sommer 
am Meer und widmete mich mit großer Hin-
gabe dem Schnorcheln. Ich habe die Tauchfil-
me von Hans Hass gesehen und war fasziniert 
von der Idee, eines Tages selbst das Meer zu er-
forschen. Schon damals wusste ich, dass ich 
Meeresbiologin werden möchte. 

Kinder haben viele Träume, könnte man 
einwenden. Aber mir fiel zum Glück nie etwas 
noch Besseres ein. Im Gymnasium fand ich 
das Fach Biologie interessant. Und so begann 
ich in Innsbruck mit dem Biologiestudium 
und kam dann an der Universität Wien zur 
Meeresbiologie. Meine Masterarbeit machte 
ich am Roten Meer, meine Doktorarbeit in 

den USA. Und schließlich zog ich nach Aus-
tralien, wo ich jetzt seit drei Jahren endlich di-
rekt am Meer lebe und die Korallen vor der 
Haustür habe.

Korallen sind extrem hitzeempfindlich und 
damit eine Art Warnsignal für die Menschheit. 
Sie zählen zu jenen Tieren und Ökosystemen, 
die am stärksten von den Auswirkungen des 
Klimawandels bedroht sind. Schon ein Grad 
Celsius mehr als im wärmsten Monat des Jah-
res kann zur Korallenbleiche führen. 

Wenn man bedenkt, dass die globale Er-
wärmung seit vorindustriellen Zeiten ungefähr 
ein Grad Celsius beträgt, wird schnell klar, wie 
bedrohlich das ist. Das bedeutet für uns Men-
schen natürlich, dass wir etwas tun müssen – 
und auch können. Und zwar jeder Einzelne. 
Wir treffen als Konsumenten und als Wahl
berechtigte immer wieder Entscheidungen und 
können so immer wieder kleine Beiträge dazu 
leisten, Märkte und Politik in eine umwelt- 
und klimafreundliche Richtung zu lenken. 

Ich arbeite sehr viel in der Kimberley-
Region, in Nordwestaustralien, wo der Fernseh
sender Arte gerade einen Dokumentarfilm mit 
mir gedreht hat: Verena Schöpf – Superkorallen. 
In dieser Gegend machen die Gezeitenunter-
schiede bis zu zehn Meter aus. Weil das Tau-
chen da auch wegen der Krokodile und Haie 
fast unmöglich ist, gehen wir bei Ebbe zu den 
Korallen, die sich dann in seichtem Wasser be-
finden. Sonst aber gehört das Schnorcheln zur 
täglichen Feldarbeit. 

Heute habe ich den größten Teil des Tages 
allerdings damit verbracht, am Aquariensystem 
für mein nächstes Experiment zu basteln. Ich 
hätte nie gedacht, dass ich als Wissenschaftle-
rin eines Tages so viele Klempnerarbeiten ver-
richten und LED-Leuchten austauschen wür-
de, um meinen Korallen das bestmögliche 
Licht zu verschaffen. Anschließend habe ich 
einem spanischen Radiosender ein Interview 
gegeben, weil das Interesse am Massenkorallen-
sterben am Großen Barriereriff im Augenblick 
besonders groß ist. 

In der kommenden Woche findet das 13. 
Internationale Korallenriff-Symposium auf 
Hawaii statt, auf das ich mich sehr freue. Ich 
werde dort Kollegen wiedersehen, die ich noch 
aus den USA kenne. Außerdem bleibt Zeit für 
Urlaub und ein paar Tauchgänge.

In Perth ist jetzt gerade Winter, da ist es 
dann kälter, als man meinen möchte. Das 
kümmert die anderen hier aber kaum: Selbst 
bei zehn Grad und einer guten Brise Wind sit-
zen die Menschen mit kurzen Hosen und Flip-
flops gut gelaunt und freundlich vor den Res-
taurants. Das Lebensgefühl, das mit den lan-
gen, heißen Sommern und den schönen Strän-
den einhergeht, spiegelt sich in den Gesichtern 
hier das ganze Jahr über wider. Selbst nach drei 
Jahren freue ich mich noch jeden Tag über die 
vielen Palmen, die Zitronenbäume, die Ros-
marinhecken und die Papageien, die morgens 
und abends einen Höllenlärm machen.

Aufgezeichnet von  Ernst Schmiederer

Schnorcheln  
als tägliche Feldarbeit
Eine Österreicherin in Australien: 
Verena Schöpf, 32, Meeresbiologin
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Verena Schöpf  
aus Innsbruck lebt 

in Perth

Mehr Österreich

HILDEGUNDE PIZA-KATZER
Für Handtransplantationen ist die  

Chirurgin berühmt. Sie behandelt aber 
auch Brüste, Falten und schlaffe Lider  
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Ohne Neid
und

Unverständnis
Die Mindestsicherung muss neu  
geregelt werden. AMS-Chef JOHANNES KOPF  
hat dazu noch einige Vorschläge

Johannes Kopf,  
Vorstand des  
Arbeitsmarktservice, in 
seinem Büro vor dem 
AMS-Cockpit. Darauf sind 
die Beschäftigungsdaten 
in Echtzeit zu sehen


